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Ä*HVFKLFKWH�JHKW�XQV�DQ��6LH�JHKW�XQV�QLFKW�QXU�GHVKDOE�DQ��ZHLO�ZLU�DXV�GHU�9HUJDQJHQKHLW�
OHUQHQ�N|QQHQ��VRQGHUQ�ZHLO�*HJHQZDUW�XQG�=XNXQIW�GXUFK�GHQ�)RUWEHVWDQG�GHU�,QVWLWXWLRQHQ�
HLQHU�*HVHOOVFKDIW�PLW�GHU�9HUJDQJHQKHLW�YHUEXQGHQ�VLQG��'LH�(QWVFKHLGXQJHQ�YRQ�KHXWH�XQG�
YRQ�PRUJHQ�ZHUGHQ�GXUFK�9HUJDQJHQKHLW�PLWJHVWDOWHW��8QG�GLH�9HUJDQJHQKHLW�OlVVW�VLFK�QXU�
DOV�*HVFKLFKWH�LQVWLWXWLRQHOOHU�(YROXWLRQ�GHXWHQ�³�'RXJODVV�&��1RUWK�
 

 

 

���(LQOHLWXQJ�
 

Anfang der 90er Jahre, als der Transformationsprozess in den mittel- und osteuropäischen 

Ländern (MOEL) seinen Anfang nahm, gingen die meisten führenden Ökonomen (die als 

Ratgeber fungierten) davon aus, dass eine schnelle Umstellung eines Systems von Planwirt-

schaft auf Marktwirtschaft möglich sei. Dafür sei die Einführung der entsprechenden tragen-

den Institutionen der Marktwirtschaft notwendig, wie das Rechts- und Finanzsystem, Privat-

eigentum etc. Diese Reformen sind jedoch in relativ kurzer Zeit durchführbar.1 Daher waren 

die empfohlenen Transformationsstrategien allein auf die Veränderung von formellen Institu-

tionen gerichtet und versprachen die Erzielung guter Ergebnisse in relativ kurzer Zeit. Die 

Strategien fußten auf den traditionellen ökonomischen Theorien, wie sie seit Adam Smith 

bekannt sind und besagen, dass die Einrichtung formeller Institutionen den Erfolg der Markt-

wirtschaft garantiert. Was jedoch außer Acht gelassen wurde, ist die Tatsache, dass alle als 

Vorbild genommenen Volkswirtschaften im Laufe der Jahrzehnte bzw. Jahrhunderte zu den 

Wirtschaftssystemen wurden, die sie heute sind. Bei den MOEL handelte es sich jedoch um 

eine rasche und sehr komplexe Systemumstellung.  

 

Mitte der neunziger Jahre stellte man nun fest, dass der Transformationsprozess in verschie-

denen mittel- und osteuropäischen Ländern unterschiedlich schnell verlief und bei Weitem 

nicht so fortgeschritten war, wie die Transformationsstrategien es vorausgesagt hatten. Au-

ßerdem führten gleiche Strategieempfehlungen in verschiedenen Ländern zu unterschiedli-

chen Ergebnissen. Mit der Zeit wurde es offensichtlich, dass einige wichtige Einflussfaktoren 

nicht berücksichtigt worden waren. Man wandte sich erneut der Institutionentheorie zu.  

 

                                                
1 Vgl. Sachs (1993), S. 236. 
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Diese Arbeit stellt die unterschiedlichen Richtungen der Institutionenökonomik dar und unter-

sucht, woran die Transformationstheorien gescheitert sind sowie wo die aktuellen Probleme 

der mittel- und osteuropäischen Transformationsländer liegen. Die Arbeit schließt mit einem 

Ausblick ab. 

 

 

���,QVWLWXWLRQHQ�DXV�|NRQRPLVFKHU�6LFKW�
 

Es existiert in der Fachliteratur eine ganze Reihe von unterschiedlich definierten Institutions-

begriffen. Allgemein können Institutionen als gesellschaftliche oder staatliche Einrichtungen 

verstanden werden, die bestimmte Zwecke erfüllen. Bei den wirtschaftspolitischen Fragestel-

lungen geht man meistens von Institutionen als rechtlich geformten Einrichtungen aus.2 Dazu 

gehören sowohl durch privatrechtliche Rechtsnormen gebildete Einrichtungen wie z. B. Ei-

gentum als auch öffentlich-rechtliche Institutionen wie die Verfassung. Diese Institutionen 

werden durch die momentanen Machtträger durchgesetzt und unterliegen ständiger Kontrolle 

durch die Machtstrukturen. Ein wichtiges Merkmal der rechtlich geformten Einrichtungen ist, 

dass sie durch bewusstes, strategisches Handeln entstehen und den Ordnungsrahmen einer 

Volkswirtschaft bilden. 

 

Darüber hinaus existiert ein soziologischer Begriff der Institution. Soziologie als Wissen-

schaft, die sich mit dem sozialen Zusammenleben beschäftigt, versteht unter Institutionen 

soziale Gebilde und Organisationen DOOHU�$UW. Der Zweck solcher Institutionen ist, dem Leben 

einer Gruppe Ordnung zu verleihen. Dies geschieht, indem durch sie bestimmte Regeln fest-

gelegt werden, die von den Gruppenmitgliedern eingehalten werden müssen. Die sozialen 

Institutionen existieren einerseits als abstrakte, in kulturellen Traditionen niedergelegte regu-

lative Prinzipien (Verhaltensregeln, Normen) und andererseits als konkrete gesellschaftliche 

Gruppen oder Organisationen (Parteien, Verbände), die nach diesen Prinzipien handeln. Sol-

che Institutionen zeichnen sich durch die relative zeitliche Konsistenz, eine bestimmte Struk-

tur, einen Rückkopplungsprozess sowie Normen, die das Handeln der Menschen leiten sollen, 

aus. Sie unterliegen sozialer Kontrolle und verwirklichen sich mit Hilfe von Sanktionen. Insti-

tutionen im soziologischen Sinne können sowohl das Ergebnis des bewussten, strategischen 

Handelns als auch das Ergebnis einer evolutorischen Entwicklung darstellen. 
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Es kann ein irreführender Eindruck entstehen, dass es sich hier um zwei komplett unterschied-

liche Institutionsbegriffe handelt, die kaum in einem Zusammenhang zueinander stehen. So-

wohl rechtlich geformte als auch soziale Institutionen sind das Ergebnis des menschlichen 

Handelns, bewussten oder unbewussten, und innerhalb der gesellschaftlichen Entwicklung 

besteht die allgemeine Tendenz zur Institutionalisierung  zunächst spontan entstandener indi-

vidueller Verhaltensweisen, Normen und Gruppenbeziehungen.  

 

In den sozial orientierten Wirtschaftswissenschaften wird jedoch eine andere Abgrenzung 

vorgenommen. Man unterscheidet zwischen formellen und informellen Institutionen. Formel-

le Institutionen sind alle (sozialen und rechtlichen) von Menschen bewusst geschaffenen Ein-

richtungen, deren Existenz exogen durch staatliche Autorität garantiert wird. Dazu zählen 

insbesondere Verfassungen, Regulierungen und Organisationen. Formelle Regeln oder Insti-

tutionen bilden die rechtliche Grundlage, den Ordnungsrahmen einer Gesellschaft und geben 

somit die politisch-ökonomische Struktur eines Staates vor. Unter informellen Institutionen 

dagegen werden individuelle und gesellschaftliche Verhaltensnormen, Sitten, Gebräuche, mo-

ralische und religiöse Werte, Traditionen sowie Ansichten verstanden. Diese sind meistens 

das Ergebnis der historischen Entwicklung einer Gesellschaft, aber auch der sozialen Interak-

tion der Individuen untereinander sowie zwischen Individuen und formellen Institutionen.3 

Sowohl formelle als auch informelle Institutionen stellen Restriktionen für das Verhalten von 

Menschen dar. Der Unterschied besteht darin, dass formelle Regeln im Prinzip durch Be-

schluss verändert werden können, während informelle Institutionen sich bewussten Änderun-

gen entziehen. Sie werden im Rahmen des Rückkopplungsprozesses weiterentwickelt, z. B. 

durch Imitation, Tradition und andere Bildungsformen. Darüber hinaus können informelle 

Regeln nicht nur die Handlungsmöglichkeiten eines Individuums einschränken, sondern auch 

gleichzeitig als Sanktionen dienen, die den Rückkopplungsprozess verstärken: zum Beispiel 

das Gefühl der gesellschaftlichen Zugehörigkeit (das Wir-Gefühl), Angst, ausgeschlossen 

oder als Außenseiter abgestempelt zu werden, Verlust des eigenen Ansehens.4  

 

In dieser Arbeit wird eine Definition verwendet, die sowohl formelle Institutionen, wie das 

Rechtssystem selbst, öffentlich- und privatrechtliche Einrichtungen sowie soziale Organisati-

onen, als auch informelle Institutionen, wie soziale Regeln und Normen, Sitten und Gebräu-

                                                                                                                                                   
2 Die Institution des Marktes selbst ist zwar keine rechtlich geformte Einrichtung, sie ist jedoch in den rechtlich 

geformten Rahmen eingebettet. 
3 Vgl. Tridico (2004), S. 5. 
4 Vgl. Tridico (2004), S. 5. 
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che, die das menschliche Verhalten direkt und indirekt beeinflussen, umfasst. Diese Wahl der 

Definition ist notwendig, da die Summe formeller und informeller Institutionen, die wirt-

schaftliches Handeln auf der Makro- und Mikroebene koordinieren, als wirtschaftliches Sys-

tem oder Ordnung bezeichnet werden kann.  

 

 

���5ROOH�GHU�,QVWLWXWLRQHQ�LQ�GHU�|NRQRPLVFKHQ�7KHRULH�
 

Die Transformation eines wirtschaftlichen Systems erfordert radikale Veränderungen der In-

stitutionen verschiedenster Art. Daher ist es interessant zu sehen, wie die Institutionen in die 

ökonomische Theorie eingebettet sind. In den modernen Wirtschaftswissenschaften gibt es 

drei verschiedene Herangehensweisen an die Institutionen. 

 

Aus der Sicht der rein neoklassischen Theorie existiert eine einzige Institution, die des Mark-

tes. Die übrigen Institutionen sind exogen vorgegeben und werden in der ökonomischen Ana-

lyse nicht gesondert betrachtet. Die Erklärung dafür findet man in der neoklassischen Modell-

bildung und der Forderung nach maximal effizienter Allokation der Ressourcen. Der einzige 

effiziente Allokationsmechanismus ist der Markt selbst, welcher wie durch die „unsichtbare 

Hand“ zur Preisfindung führt. Eine externe Koordinationsinstanz erscheint nicht notwendig. 

Der Markt führt immer zu einem Gleichgewichtszustand. Damit lassen sich Anpassungspro-

zesse sehr schwer darstellen. Auch solche Institutionen wie Gerechtigkeit, Regeln, Sitten, 

Gebräuche sowie die individuellen Motive und das Verhalten spielen in der Neoklassik keine 

Rolle. Die neoklassische Theorie mit ihren Annahmen der vollkommenen Konkurrenz, voll-

kommenen Transparenz und des Individuums als homo oeconomicus5 berücksichtigt kaum 

Institutionen, da diese nicht direkt zu einer besseren Allokation beitragen und daher ihr Ein-

fluss auf die ökonomischen Größen als neutral verstanden wird.6 

 

Die Annahmen der Neoklassik sind für die Fragen der Systemtransformation sowohl realitäts-

fern als auch nicht problemadäquat.7 In einer Gesellschaft wird das wirtschaftliche und politi-

sche Handeln durch Institutionen beeinflusst. Individuen benötigen die Unsicherheit reduzie-

rende Regeln, um nicht in dem Hobbes’schen Krieg aller gegen alle unterzugehen. Wenn es 

sich um die (Um-)Gestaltung eines Wirtschaftssystems handelt, ist die explizite Analyse der 

                                                
5 Charakteristische Merkmale: rationales Handeln, gerichtet auf die individuelle Nutzenmaximierung.  
6 Vgl. Wrobel (2003), S. 382. 
7 Vgl. zur Kritik an der Neoklassik z. B. Koch (1996), S. 2-17, oder Vanberg (2001). 
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Institutionen unabdingbar. Mit diesen Fragestellungen beschäftigen sich verschiedene öko-

nomische Schulen und Denkrichtungen der Institutionenökonomik.  

 

Die Institutionenökonomik kann auf eine lange Tradition zurückblicken. Seit der Klassik be-

schäftigen sich die Ökonomen mit institutionellen Fragestellungen. Bereits Adam Smith be-

rücksichtigte bei der Herleitung der „unsichtbaren Hand“ Handlungsrestriktionen wie Moral, 

Sitten und Traditionen. Jedoch sind die früheren institutionenökonomischen Ansätze häufig 

nicht über ein relativ bescheidenes Anfangsstadium hinausgekommen, da insbesondere sozia-

le Institutionen schwer formalisierbar sind und daher eine theoretische Modellbildung stark 

erschweren. Sie wurden zu „Nischenprodukten“ in der Ökonomik mit neoklassischer Prä-

gung. Es ist so weit keiner Denkschule gelungen, eine geschlossene Konzeption zu entwi-

ckeln, die als Gegenpol zu traditionellen Denkrichtungen fungieren könnte. Dabei zeichnen 

sich zwei Hauptrichtungen aus.8   

 

Als Erstes ist die „alte“ Institutionenökonomik zu nennen.9 Sie geht davon aus, dass „institu-

tions matter“ und hebt insbesondere die Bedeutung von informellen Institutionen wie Regeln, 

Gebräuchen, Sitten und sozialen Normen für die wirtschaftliche Entwicklung hervor. Dabei 

müssen die Institutionen nicht unbedingt dem neoklassischen Begriff der Effizienz entspre-

chen. Es geht hier nicht um die individuelle Gewinn- und Nutzenmaximierung, sondern ledig-

lich um die Zufriedenheit stiftende Übereinstimmung der Interessen. Institutionen sind dafür 

da, um den Interessen bestimmter sozialer Gruppen zu dienen, diese zu schützen sowie neue 

Regeln zu entwickeln. Sie sind dann effizient, wenn sie ihren ursprünglichen Zweck erfül-

len.10  

 

In den letzten Jahren bemühte man sich eher um eine institutionenökonomische Denkrich-

tung, die die Defizite des neoklassischen Modells ausgleichen sollte. Daher geht die Neue 

Institutionenökonomie an die Institutionen anders heran. Libecap unterstreicht, dass „the new 

institutional economics retains its general attachment to neoclassical economics with its 

emphasis on individual maximization and marginal analysis, but with attention to transaction 

costs, information problems, and bounded rationality“11. North lehnt die Existenz von neo-

klassisch effizienten Institutionen ab und betont die wichtige Bedeutung von Machtverhältnis-

                                                
8 Vgl. Erlei et al. (1999), S. 41-48. 
9 Ihre Vertreter sind z. B. Veblen, Hodgson. 
10 Vgl. North (1992), S. 6-7.  
11 Libecap (1998), S. 4.  
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sen bei institutionellen Verträgen. Für ihn ist eine Institution dann effizient, wenn sie zur Mi-

nimierung von Transaktionskosten beiträgt. Die wichtigste Rolle einer Institution ist die Re-

duzierung der Unsicherheit mit dem Ziel, den sozialen Interaktionen einen stabilen und ver-

lässlichen Rahmen zu bieten. Unsicherheit reduzierende Transaktionskosten treten bei einem 

Tausch, bei Übertragung von Eigentum, bei Neugründungen, beim Schutz des eigenen Wirt-

schaftens, bei Informationsbeschaffung, aber auch bei Änderungen und zum Erhalt des 

institutionellen Ordnungsrahmens selbst auf. Auch die Verhandlungskosten müssen 

berücksichtigt werden. Daher stellen Transaktionskosten nicht ausschließlich finanzielle 

Belastungen, sondern auch Zeit und andere private und öffentliche Ressourcen dar. Aus 

diesem Grund dürfen solche Kosten nicht ausschließlich in ökonomischen, sondern auch in 

sozialen Größen gemessen werden.12  

 

 

���,QVWLWXWLRQHOOHU�:DQGHO�
 

Auf institutionellen Wandel trifft man überall dort, wo es Institutionen gibt. Menschen verän-

dern sich im Laufe der Zeit, so auch die Institutionen. Auch wenn die Vorgehensweisen sich 

sehr ähneln, können der Verlauf des institutionellen Wandels sowie seine Ergebnisse jedoch 

sehr unterschiedlich sein. Um dies zu veranschaulichen, reicht es, einen Vergleich zwischen 

den Unterschieden im Einfluss des Kolonialismus auf die ökonomische Entwicklung asiati-

scher, afrikanischer und lateinamerikanischer Länder zu ziehen. Auch die unterschiedlichen 

ökonomischen Leistungen in Mittel- und Osteuropa während und nach der Übergangszeit 

vom planwirtschaftlichen zum marktwirtschaftlichen System belegen diese Tatsache. Obwohl 

alle Länder ähnliche Verfassungen und die gleichen formellen Regeln übernommen haben13, 

verlief die sozial-ökonomische Entwicklung dieser Länder extrem unterschiedlich. Daher 

können wir legitimerweise von der Vermutung ausgehen, dass nicht nur formelle Institutionen 

die soziale und ökonomische Entwicklung beeinflussen, sondern auch informelle Institutionen 

eine unter Umständen entscheidende Rolle spielen.  

 

Diese Meinung vertreten immer mehr Wirtschaftswissenschaftler. North, als der bekannteste 

Vertreter der Neuen Institutionenökonomik, erklärt, dass die Unterschiede in der ökonomi-

                                                
12 Vgl. Transformationsbericht der EBRD (2003). 
13 Die Regeln unterscheiden sich je nach Länderblock. Innerhalb des gleichen Länderblocks haben sie jedoch zu 

unterschiedlichen Ergebnissen geführt. Die lateinamerikanischen Länder nahmen die Verfassung der USA als 
Beispiel oder Grundlage für ihre eigenen Verfassungen. Die mittel- und osteuropäischen Länder richteten 
sich von Anfang an mehr an der EU aus.  
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schen Entwicklung zweifelsfrei davon abhängen, wie sich die formellen Institutionen entwi-

ckeln, aber nicht nur. Darüber hinaus ist die institutionelle Evolution von spezifischen Fakto-

ren abhängig, wie von der Geschichte, von den Werten und Traditionen des Landes, die ihrer-

seits eigene Besonderheiten aufweisen. Diese stellen die informellen Institutionen dar. Jede 

institutionelle Entwicklung verläuft pfadabhängig. Der Entwicklungspfad ist nicht allein 

durch formelle Regeln und Verfassungen bestimmt. Daher kann die institutionelle Entwick-

lung in verschiedenen Ländern sehr unterschiedlich sein.14  

�
Zunehmend mehr Wirtschaftswissenschaftler weisen auf viele ähnliche Merkmale zwischen 

dem Evolutionsprozess der Institutionen und dem der Natur hin.15 In ähnlicher Weise wie die 

darwinistischen Prozesse entwickeln sich Institutionen, indem sie ihre Handlungsweisen an 

die neuen Umstände anpassen. Dies ist damit zu erklären, dass Menschen, die Institutionen 

bilden, ihre Gewohnheiten wie auch ihr Verhalten durch eine Art natürliche Selektion weiter-

entwickeln.16 Dies bedeutet wiederum, dass der institutionelle Wandel endogen ist. Wichtig 

ist nun die Frage, wie Institutionen entwickelt werden sollen und was den institutionellen 

Wandel bestimmt.  

 

(QWZLFNOXQJVSIDGH�GHV�LQVWLWXWLRQHOOHQ�:DQGHOV�
 

In der Fachliteratur findet man verschiedene Systematisierungen zu den Möglichkeiten, wie 

die Institutionen entwickelt bzw. implementiert werden können. Dabei spielen der Auslöser 

(Einwirken von innen oder außen), der Ablauf (nacheinander oder paralleler Wandel von for-

mellen und informellen Institutionen) sowie das Ergebnis (harmonisch oder inkonsistent) eine 

wichtige Rolle. Hier werden drei mögliche Pfade, wie sie in der Literatur zu finden sind, skiz-

ziert. 

 

Ein erster Entwicklungspfad des institutionellen Wandels erfolgt durch die Technologieent-

wicklung. Technologische Entwicklungen lösen den Wandel formeller und informeller Insti-

tutionen gleichzeitig aus. Beide Prozesse verlaufen parallel und führen im Ergebnis zu neuen 

Verhaltensweisen und Gewohnheiten.17 „ An institution does not stand alone. It fits into a sys-

                                                
14 Vgl. North (1992), S. 5-7. 
15 Vgl. dazu Hirschman (1974), Wrobel (2003), Veblen (1961). 
16 Vgl. Hodgson (1995), S. 471-477. 
17 Vgl. Veblen (1961),  S. 240-245. 
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tem of institutions, so changing institutions means that the rules of other institutions must 

adapt and so change“ 18. 

 

Der zweite mögliche Entwicklungspfad kann durch Wertewandel ausgelöst werden. Verhal-

tensnormen und Gewohnheiten verändern sich in diesem Fall zuerst, stark und unmittelbar 

beeinflussend die Entwicklung von anderen informellen Institutionen. Diese ihrerseits führen 

im Endeffekt den Wandel von formellen Institutionen herbei. Fadda beschreibt diesen Prozess 

folgendermaßen: Werte beeinflussen die Einstellungen, das Wissen wird entsprechend den 

Einstellungen angeeignet, was auf die Verhaltensnormen und Gewohnheiten unmittelbare 

Auswirkungen hat. Diese Kette von Einflussfaktoren wirkt sich zum Schluss auf die Instituti-

onen aus. Er unterstreicht allerdings, dass dies eine hinreichende, jedoch nicht notwendige 

Bedingung des institutionellen Wandels ist, weil Institutionen auch durch einen bewussten 

Entwurf oder eine Strategie verändert werden können, während die Werte gleich bleiben.19  

 

Es ist wichtig an dieser Stelle anzumerken, dass in den beiden oben angeführten Fällen die 

Veränderungen bzw. der Wandel trotz der unterschiedlichen Entwicklungspfade auf einem 

natürlichen Weg erfolgen, und zwar aus dem Inneren der Gesellschaft heraus. Institutioneller 

Wandel kann jedoch auch von außen her eingeleitet werden. Durch strategisch festgelegte 

Schritte werden formelle Institutionen verändert bzw. neu geschaffen. Die Existenz neuer 

formeller Institutionen zwingt die Individuen im Rahmen eines Anpassungsprozesses zur 

Entwicklung von neuen Verhaltensweisen und Gewohnheiten. Diese ihrerseits führen lang-

sam zum Wandel informeller Institutionen.20 

 

3IDGDEKlQJLJNHLW�GHV�LQVWLWXWLRQHOOHQ�:DQGHOV�
 

Pfadabhängigkeit21 besagt nichts anderes als „ history matters“ . Wenn es um die Umgestaltung 

des institutionellen Rahmens geht, so spielen die bereits existierenden Institutionen, sowohl 

formelle als auch informelle, eine wichtige Rolle. Auch bei der Umgestaltung/Umstellung der 

                                                
18 Veblen (1961), S. 245. 
19 Vgl. Fadda (2002), S. 21. 
20 Manche Autoren unterscheiden dazu noch institutionellen Wandel, der durch die Revolution ausgelöst wird. 

Die Veränderungen erfolgen wie bei einem strategisch geplanten Wandel, nur impulsiver und weniger struk-
turiert. Da jedoch Revolution auch eine Strategie von bestimmten Gesellschaftsgruppen darstellt, wird hier 
auf diese Klassifizierung verzichtet. Dazu vgl. Tridico (2004), S. 15. 

21 Der SDWK� GHSHQGHQFH-Ansatz bzw. der Begriff der Pfadabhängigkeit wurde ursprünglich zur ökonomischen 
Erklärung des technischen Wandels durch Brian W. Arthur entwickelt. North übertrug dann diesen Ansatz 
auf die Gesellschaft, indem er institutionellen Wandel untersuchte. Dabei stellt er die Frage, wie divergieren-



 10 
 

Wirtschaftssysteme hat man nie mit einer WDEXOD�UDVD oder institutionellem Vakuum zu tun. 

Sowohl in der Wirtschaftswissenschaft als auch in der Soziologie gibt es eine Menge von un-

terschiedlichen Ansätzen, die Pfadabhängigkeit erklären. North fasst den Wandel der Institu-

tionen als eine schrittweise Veränderung formeller und informeller Regeln. Er geht jedoch 

von der Existenz vorgegebener Entwicklungspfade aus, die entweder gar nicht oder nur sehr 

schwer verlassen werden können.22 Stark dagegen versteht unter Pfadabhängigkeit die Tatsa-

che, dass die Wahlmöglichkeiten der Individuen, die neue Richtungen einschlagen wollen, 

durch die bereits existierenden Institutionen begrenzt sind. Er distanziert sich von der An-

nahme, dass es schon vorgezeichnete Wege gibt. „ Institutions limit the field of action, they 

preclude some directions, they constrain certain courses.“ 23 Alle Ansätze haben Folgendes 

gemeinsam: Sie gehen von der zeitlichen Stabilität der Institutionen, von den sich selbst ver-

stärkenden Rückkopplungsprozessen und der Nicht-Vorhersehbarkeit der Ergebnisse aus.  

 

Zusammenfassend kann man sagen, dass der Ansatz der Pfadabhängigkeit in der institutionel-

len Ökonomie impliziert, dass anfängliche Zufälle zu einer Prägung eines evolutionären Pfa-

des führen können. Dieser Pfad muss aber nicht der beste sein. Die Entwicklung kann zu sub-

optimalen Ergebnissen führen. Der Begriff Pfadabhängigkeit bedeutet, dass historisches insti-

tutionelles Erbe die Auswahl der Möglichkeiten und/oder Optionen bei der institutionellen 

Innovation begrenzt. Alle Pfadabhängigkeitskonzepte gehen von einer graduellen institutio-

nellen Entwicklung aus. 

 

,QNRQVLVWHQ]�GHU�LQVWLWXWLRQHOOHQ�(QWZLFNOXQJ�
 

Eine langsame, graduelle Entwicklung der Institutionen ist aus der Sicht der Pfadabhängig-

keitskonzepte für eine Volkswirtschaft am günstigsten. Der Versuch, im Rahmen eines Trans-

formationsprozesses Institutionen aus den marktwirtschaftlich organisierten Ländern einfach 

umzusetzen, birgt die Gefahr, dass die Entwicklung von formellen und informellen Institutio-

nen zu stark divergiert. Diese Inkonsistenz in der institutionellen Entwicklung führt unter 

Umständen zu Problemen bei der Durchsetzung und der Akzeptanz der neuen formellen Re-

geln.24

                                                                                                                                                   
de Leistungen unterschiedlicher Wirtschaften zu erklären sind. Im Ergebnis setzt er Institutionen und die Art 
und Weise ihres Wandels in Beziehung zur Leistung einer Volkswirtschaft. 

22 Vgl. North (1992), S. 98-124. Damit entfernt sich North vom evolutorischen Ansatz, der vorsieht, dass die 
schlechteren Institutionen durch den Wettbewerb selektiert werden. 

23 Stark (1992), S. 21. 
24 Vgl. Streit/Mummert (1996), S. 12. 
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Beim institutionellen Wandel, der durch technologische Entwicklungen ausgelöst wird, ver-

läuft die Entwicklung von formellen und informellen Institutionen, wie schon oben erwähnt, 

parallel und pfadabhängig. Dabei ist die Gefahr der Inkonsistenzen in der institutionellen 

Entwicklung sehr gering. Beim Wertewandel könnte es eher zu Inkonsistenzen kommen, die 

darin bestehen, dass die Veränderung von formellen Institutionen hinter dem Wandel von 

informellen Institutionen herläuft, was jedoch kaum zu Implikationen führen dürfte. Da for-

melle Institutionen von Gesellschaftsmitgliedern geformt und umgesetzt werden und der 

Wandel von Tradition, Bräuchen, Sitten, Ansichten und Gewohnheiten in ihren Köpfen schon 

vorher stattgefunden haben muss, sind auch hier weniger Probleme zu erwarten. Die formelle 

institutionelle Entwicklung erfolgt in diesem Fall etwas langsamer. Im Ergebnis bietet die 

technologische Entwicklung die beste Voraussetzung für einen harmonischen graduellen insti-

tutionellen Wandel.  

 

Die letzte Variante des institutionellen Wandels durch eine vorher festgelegte Strategie ist 

unter Wirtschaftswissenschaftlern besonders umstritten. Hayek war der Meinung, dass ein 

konstruktivistischer Akt der Institutionensetzung nicht möglich ist. Die Institutionen sind le-

diglich „ Ergebnis menschlichen Handelns, aber nicht menschlichen Entwurfs“ 25. Die Frage, 

wer die Strategie entwirft, spielt dabei eine marginale Rolle, solange keine Legitimation durch 

die Bevölkerung stattfindet. Eine strategische Vorgehensweise kann von den alten/neuen 

Machtstrukturen selbst aus Eigeninitiative festgelegt oder von externen Bera-

tern/Organisationen empfohlen bzw. eingefordert werden. Besonders problematisch ist es bei 

den institutionellen Veränderungen, die sehr komplex und allumfassend sind.26 Je umfassen-

der der Wandel von formellen, desto schwieriger ist die Anpassung der informellen Institutio-

nen. Neue Verfassung und Ordnungsrahmen können in relativ kurzer Zeit und insbesondere 

bei einem stark ausgeprägten Machtmonopol durchgesetzt werden, das individuelle Verhalten 

wird jedoch diesen Änderungen nicht so schnell folgen können. Die Individuen werden versu-

chen, die neuen Regeln zu umgehen. Der Grund dafür liegt in der Tatsache, dass die Soziali-

sierungsprozesse wesentlich größere Zeiträume benötigen.27 Umso stärker wird voraussicht-

lich die Diskrepanz zwischen dem formellen Ordnungsrahmen und den individuellen Verhal-

                                                
25 Hayek (1969), S. 97. 
26 Bei marginalen Veränderungen geht es beispielsweise um eine institutionelle Anpassung der westeuropäi-

schen Länder wie etwa im Rahmen der Harmonisierung von institutionellen Regeln innerhalb der EU. Bei 
umfassenden Veränderungen geht es dagegen um eine Änderung des gesamten politischen und/oder wirt-
schaftspolitischen Ordnungsrahmens einschließlich der Verfassung. Beispiele dafür bieten lateinamerikani-
sche und asiatische Länder nach dem Ende des Kolonialismus und osteuropäische Länder nach dem Zusam-
menbruch des Ostblocks. 

27 Vgl. Streit/Mummert (1996), S. 6. 
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tensnormen, die sich über längere Zeitperioden herausgebildet haben und durch Pfadabhän-

gigkeit geprägt sind.  

 

Im Endeffekt wird der institutionelle Wandel durch die Inkonsistenz in der Entwicklung von 

formellen und informellen Institutionen verlangsamt. Diskrepanzen zwischen der raschen 

Umsetzung der formellen Regeln und der pfadabhängigen Entwicklung von Verhaltensnor-

men sowie Traditionen verursachen zwischeninstitutionelle Konflikte. Die Erreichung des 

Zielergebnisses wird letztendlich nur schwer voraussagbar. Probleme dieser Art lassen sich 

gerade in den mittel- und osteuropäischen Ländern in besonderer Stärke beobachten.  

 

 

���%HVRQGHUHU�)DOO�GHU�,QVWLWXWLRQHQ|NRQRPLH��7UDQVIRUPDWLRQVOlQGHU�
 

Eine institutionelle Transformation wurde von Wirtschaftswissenschaftlern schon immer als 

das Kernstück der Reformen in den postkommunistischen Ländern angesehen. Die Unter-

schiede in den institutionellen Konzepten führten jedoch zu verschiedenen Empfehlungen. Im 

Jahre 1989, nach dem Zusammenbruch des planwirtschaftlich organisierten Ostblocks, be-

gann in Mittel- und Osteuropa der langwierige und sehr komplexe Prozess der Transformation 

zur Marktwirtschaft. Die Änderungen betrafen alle wirtschaftlichen und sozialen Bereiche. So 

wurde nicht nur der ökonomische, sondern auch der institutionelle Rahmen in kurzer Zeit neu 

geschaffen. Im Gegensatz zum langsamen Verlauf einer natürlichen institutionellen Evolution 

wurden die auf den institutionellen Wandel gerichteten Reformen durch politische und ideo-

logische Entscheidungen determiniert.28 Es wurden bestimmte Ziele gesetzt und vielverspre-

chende Big-Bang-Strategien entworfen. Die Schnelligkeit der Umsetzung war besonders ent-

scheidend.29 Dabei ging man davon aus, dass sich dann, wenn die Implementierung der Insti-

tutionen des privaten Eigentums, des Finanzsystems, neuer ökonomischer und administrativer 

Organisationen sowie anderer formeller Institutionen abgeschlossen ist, die Individuen von 

allein an die neuen Regeln anpassen werden. Es wurde jedoch außer Acht gelassen, dass in-

formelle Regeln im Gegensatz zu formellen nicht von außen vorgegeben und sofort internali-

siert werden können. Daher ist der Wandel von Verhaltensnormen, Gewohnheiten und Ein-

sichten noch heute nicht vollzogen. Die informellen Institutionen sind noch nicht transfor-

miert. Die meisten Wirtschaftssubjekte bedienen sich der alten ökonomischen Logik. Dadurch 

                                                
28 Jeffrey Sachs hielt es für möglich, die institutionellen Grundlagen für ein marktwirtschaftliches System in-

nerhalb eines Jahres zu schaffen. Dazu vgl. Sachs (1993), S. 236. 
29 Vgl. Streit/Mummert (1996), S. 12. 
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entsteht die Inkonsistenz in der Transformation von formellen und informellen Institutionen. 

Diese bremst die wirtschaftliche Entwicklung der Länder, indem sie Unsicherheit und Instabi-

lität in den ökonomischen Beziehungen auslöst.30 

 

Wenn von einem weiten Begriff der Institutionen ausgegangen wird, der sowohl formelle als 

auch informelle Institutionen erfasst, so ist es nicht genügend, bei einem institutionellen 

Wandel nur die formellen Regeln zu verändern, um zu einem neuen System zu gelangen. Ge-

nauso wichtig wie die Etablierung eines neuen Ordnungsrahmens ist die Veränderung der 

Mentalität der Wirtschaftssubjekte. Die alten informellen Institutionen werden ihre Existenz 

auch im neuen System fortsetzen, selbst wenn sie wegen ihres starken Bezugs auf die Ver-

gangenheit im Sinne der traditionellen und Neuen Institutionenökonomie ineffizient sind.31 

Der permanente, sich selbst verstärkende Rückkopplungsprozess ist für die Pfadabhängigkeit 

solcher Entwicklungen zuständig.32 Der institutionelle Entwicklungspfad wird außerdem 

durch das Zusammenspiel zwischen den neuen formellen Institutionen und fortbestehenden 

sozialen Normen beeinflusst. Tatsächlich lässt es sich heute beobachten, dass in den mittel- 

und osteuropäischen Transformationsländern einige der alten Institutionen überlebt haben, 

während andere verschwunden sind. Diesbezüglich lassen sich auch Unterschiede zwischen 

verschiedenen Ländern feststellen, die damit erklärt werden können, dass jede Gesellschaft, 

jedes Land seine eigene Geschichte, seinen eigenen Entwicklungspfad, eigene Sitten und 

Bräuche, sprich eigene Werte hat.  

 

Die Theorie der Pfadabhängigkeit kann den Ursprung vieler Probleme des Transformations-

prozesses erklären. Pfadabhängigkeit ist das Ergebnis und gleichzeitig die Ursache für die 

beharrliche Präsenz und für den Einfluss der Vergangenheit, die das individuelle Verhalten in 

der aktuellen Situation steuert. Sie ist jedoch nicht ausreichend, um den institutionellen Wan-

del in den mittel- und osteuropäischen Ländern umfassend verstehen und erklären zu können. 

Auch weitere Faktoren, die den Transformationsprozess stark beeinflussen, müssen berück-

sichtigt werden. Einer der Wichtigsten dabei ist das komplexe Wechselspiel zwischen formel-

len und informellen Institutionen.33 

 

                                                
30 Vgl. Tridico (2004), S. 26. 
31 Weder minimieren sie die Transaktionskosten, noch erfüllen sie ihre ursprünglichen Ziele, weil sie dem neu-

en System nicht mehr entsprechen. 
32 Vgl. Ackermann (2001), S. 16-17. 
33 Vgl. Ackermann (2001), S. 16-17. 
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Bei der Schaffung des neuen Ordnungsrahmens, oder anders gesagt, bei der Implementierung 

von neuen formellen Regeln, steht das neue System in der wechselseitigen Interaktion zu den 

vorherrschenden Verhaltensnormen und Wertesystemen von Menschen bzw. Menschengrup-

pen in einer bestimmten Periode. Neben der pfadabhängigen institutionellen Entwicklung 

beeinflusst auch der Verlauf dieses Wechselspiels die neu entstehenden formellen Institutio-

nen. Die informellen Institutionen können einerseits das bestehende System unter starken 

Druck setzen und die Veränderungen auslösen. Andererseits können die vorherrschenden 

Verhaltensnormen (verursacht durch informelle Regeln) die Bildung des neuen institutionel-

len Systems, das im Entstehen begriffen ist, stark bremsen.34 Daher ist es sehr wichtig zu ver-

stehen, wie Individuen auf einen unerwarteten, sich sehr schnell vollziehenden institutionellen 

Wandel reagieren und ihr individuelles Verhalten dementsprechend anpassen. Drei Elemente 

können starke Unsicherheit verursachen: die Geschwindigkeit des Prozesses, mangelnde Vor-

aussagbarkeit seines Verlaufs und des Ergebnisses sowie Anpassung als einzige Reaktions-

möglichkeit seitens des Individuums.35 Das Verhalten der Individuen bzw. Gruppen, die 

durch das neue System ihre Vorteile eingeschränkt sehen oder gar verlieren, sowie das Zu-

sammenspiel von gesellschaftlichen und politischen Machtgruppen determinieren den institu-

tionellen Wandel und können zu Entwicklungssprüngen führen, wobei der vorherige Entwick-

lungspfad verlassen und ein neuer eingeschlagen wird.  

 

Der Transformationsprozess in den Ländern Mittel- und Osteuropas stellt eine besondere Art 

von institutioneller Evolution dar, die durch verschiedene Faktoren gekennzeichnet ist: Pfad-

abhängigkeit, Implementierung des neuen institutionellen Rahmens durch exogene politische 

Entscheidungen, Veränderungen in der marktwirtschaftlichen Nachfragestruktur, Wechsel-

spiel zwischen den zum Teil gegensätzlichen Regelungen, Generationenkonflikt aufgrund 

unterschiedlicher Normen, zum Teil unstabile Machtstrukturen und die Kapazität des Staates 

zur Implementierung und Durchsetzung des neuen Systems. Eine genaue Analyse der Prob-

leme legt die Vermutung nahe, dass eine Inkonsistenz in der Entwicklung von formellen und 

informellen Institutionen vorliegt. 

                                                
34 Vgl. Tridico (2004), S. 26. 
35 Die Alternative Abwanderung oder Flucht wird im Falle eines Staates ausgeschlossen.  
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���)RUPHOOH�XQG�LQIRUPHOOH�,QVWLWXWLRQHQ�LQ�GHQ�7UDQVIRUPDWLRQVOlQGHUQ��
HLQ�)DOO�GHU�,QNRQVLVWHQ]�

 

Die Transformation von Plan- zu Marktwirtschaft ist nicht nur eine ökonomische Transforma-

tion. Sie bezieht auch die Entwicklung einer neuen marktwirtschaftlichen Kultur, anderer 

Werte, verschiedener Institutionen, Einführung der Eigentumsrechte etc. ein. Sie benötigt 

einen sehr hohen finanziellen sowie zeitlichen Aufwand.36 Marktwirtschaft ist nicht nur ein 

anderes wirtschaftliches System zur Allokation von Ressourcen, sondern auch eine andere Art 

und Weise zu leben, die ein anderes Verhalten der Individuen voraussetzt. Die Transformati-

on besteht in einer permanenten Interaktion zwischen formellen Institutionen, auf denen das 

neue System beruht, und informellen Institutionen, die durch das individuelle Verhalten sowie 

durch historisch bedingte soziale Entwicklungen (Werte, Traditionen, Mentalität) determiniert 

sind.  

 

Wie im vorherigen Kapitel erklärt, bringt die Inkonsistenz zwischen dem Wandel von formel-

len und informellen Institutionen hohe Transaktionskosten mit sich. Diese äußern sich in Ak-

tivitäten wie Lobbyarbeit, Bildung von Machtclustern, Korruption, Zeitverschwendung und 

finanzielle Aufwendungen zur Reduzierung von Unsicherheit. Je größer die Diskrepanzen in 

der institutionellen Entwicklung, desto höher sind die Transaktionskosten, die die wirtschaft-

liche Entwicklung beeinflussen.  

 

Die erste Ursache der hohen Transaktionskosten ist durch die Public-Choice-Theorie erklär-

bar. Jede Entwicklung in die Richtung neuer Spielregeln in einer Gesellschaft wird immer von 

den alten Verhaltensnormen und dominierenden Sitten beeinflusst. Dies führt fast unvermeid-

lich dazu, dass die durch den Wandel schlechter gestellten und ihn daher ablehnenden Grup-

pen versuchen werden, ihre Interessen durch UHQW�VHHNLQJ37 und Lobbybildung zu verteidigen. 

Das könnte sogar so weit gehen, dass wir eine Gesellschaft erhalten, in der die ökonomischen 

Agenten in die entgegengesetzten Richtungen agieren, weil sie sehr unterschiedliche Ziele 

und Strategien zu deren Erreichung verfolgen. Die unterschiedlichen Normen (die alten und 

die neuen) werden nicht nur koexistieren, sondern auch miteinander konkurrieren. Im Allge-

meinen kann man zwei verschiedene Bündel von Normen feststellen. Ein Bündel wird von 

den die neuen Entwicklungen bejahenden Gruppen unterstützt, die zum Wandel bereit sind 

                                                
36 Vgl. Olson (2002), S. 151-153. 
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und die sich vom neuen System mehr Chancen versprechen. Ein anderes Bündel bevorzugen 

die Individuen, die davon überzeugt sind, dass das alte System ihnen mehr Vorteile bringt.38 

Durch das Aufeinandertreffen dieser zwei Bündel von Normen werden mehr oder weniger 

starke Konflikte verursacht. Die Transaktionskosten steigen stärker, als dies bei einer langsa-

men evolutorischen Entwicklung der Fall wäre. Gelänge es, die Entwicklungsprozesse der 

formellen und informellen Institutionen in bessere Übereinstimmung miteinander zu bringen, 

würden der Normenkampf alt gegen neu gemindert und dadurch die Durchsetzung der neuen 

Regeln erleichtert.  

 

Zweitens steigen bei starken Diskrepanzen in der Entwicklung von formellen und informellen 

Institutionen die Unsicherheit und damit die Transaktionskosten, die bei der Reduzierung von 

Unsicherheit anfallen.39 Im Verlauf der Transformationsprozesse in den verschiedenen mittel- 

und osteuropäischen Ländern lassen sich zum Teil extreme Unterschiede feststellen, die durch 

unterschiedliche Interaktion zwischen formellen und informellen Regeln erklärt werden kön-

nen. In den Ländern, in denen der Wandel der formellen Institutionen in einer besseren Über-

einstimmung mit dem Wandel der informellen Institutionen erfolgt, sind die Transaktionskos-

ten niedriger und die Akzeptanz durch die Individuen höher.40 Dadurch wird auch die ökono-

mische Performance positiv beeinflusst. Wäre eine solche Übereinstimmung mit politi-

schen/wirtschaftspolitischen Mitteln leicht erreichbar, würden die Transformationsprozesse 

viel ähnlicher und möglicherweise schneller verlaufen.41 Das größte Problem ist jedoch, dass 

informelle Institutionen politisch schwer beeinflussbar sind. Bei Diskrepanzen zwischen den 

formellen und informellen Institutionen können Politiker die informellen Regeln im Gegen-

satz zu den formellen nicht direkt beeinflussen oder unmittelbar verändern.42 

 

Zum Schluss soll gesagt werden, dass die in den Ländern Mittel- und Osteuropas zu beobach-

tenden Probleme wie Korruption und Steuerhinterziehung, bürokratische und administrative 

Ineffizienz, Beharrlichkeit ineffizienter alter Industrieunternehmen, Aufwendungen politi-

scher Ressourcen zum Schutz von bestimmten Interessengruppen und zum Teil noch beste-

hende Unsicherheit in den Eigentumsrechten das Ergebnis der unterschiedlichen Entwick-

                                                                                                                                                   
37 Die den Wandel ablehnenden Individuen sind eher bereit, mehr zu zahlen, um den alten Ordnungsrahmen zu 

erhalten. Sie können eine repräsentative Lobby oder eine politische Partei bilden, um Vorteile ihrer besonde-
ren Positionen auszunützen.   

38 Vgl. Streit/Mummert (1996), S. 14-18. 
39 Vgl. North (1992), S. 30. 
40 Vgl. Streit/Mummert (1996), S. 6. 
41 Wie anfangs erwähnt, benötigt der Wandel der formellen Institutionen bei Weitem weniger Zeit als der Wan-

del der informellen Institutionen. 
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lungsdynamik von formellen und informellen Institutionen sind. Auch der im Mai 2004 er-

folgte EU-Beitritt der 8 mittel- und osteuropäischen Transformationsländer garantiert noch 

lange nicht die Funktionalität der im Rahmen des DFTXLV� FRPPXQDXWDLUH übernommenen 

formellen Regeln. Das Problem der Inkonsistenz bleibt bestehen und führt weiterhin zu hohen 

Kosten oder Vorteilsverlusten, die die wirtschaftliche Leistung sowie Entwicklung dieser 

Länder negativ beeinflussen.  

                                                                                                                                                   
42 Vgl. North (1992), S. 7.  
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Die bis in die letzte Zeit hinein dominierende Ansicht, dass die Etablierung der formellen In-

stitutionen in den Transformationsländern Mittel- und Osteuropas für den Systemwechsel von 

der Planwirtschaft zu einer funktionierenden Marktwirtschaft ausreichend ist, hat sich nicht 

bestätigt. Im Rahmen der Vorbereitungen zum EU-Beitritt wurde zwar allen Beitrittskandida-

ten eine funktionierende Marktwirtschaft bescheinigt, aber auch die besonders weit in dem 

Transformationsprozess fortgeschrittenen Länder haben mit einer ganzen Reihe von internen 

Problemen wie Korruption, administrativen Ineffizienzen etc. zu kämpfen. Daher schien es 

notwendig zu überlegen, wo der gedankliche Fehler lag oder welche den Transformationspro-

zess beeinflussenden Faktoren nicht berücksichtigt worden waren. 

 

Besonders wichtig in dieser Hinsicht scheint die Unterscheidung zwischen formellen und in-

formellen Institutionen zu sein. Nachdem die formellen Institutionen erfolgreich umgewandelt 

worden sind, gilt die Aufmerksamkeit den informellen Institutionen. Offensichtlich wird die 

wirtschaftliche Entwicklung durch informelle Regeln stark beeinflusst. Dabei lassen sich zwei 

wesentliche Probleme feststellen. Erstens, eine parallele, harmonische Entwicklung von for-

mellen und informellen Regeln wäre wünschenswert. Jedoch sind Normen, Traditionen, Sit-

ten etc. durch die politische Einflussnahme nicht direkt zu verändern. Daraus ergibt sich die 

Inkonsistenz des institutionellen Wandels. Zweitens wird die institutionelle Entwicklung ei-

nerseits von der Pfadabhängigkeit beeinflusst, andererseits spielt auch die Interaktion zwi-

schen formellen und informellen Institutionen eine wichtige Rolle. Bei einer bestimmten 

Konstellation kann das Wechselspiel zwischen diesen beiden Kräften zum Verlassen des ur-

sprünglichen Pfades und zu einem Entwicklungssprung führen.  

 

Als Ergebnis kann unterstrichen werden, dass Interaktion und Inkonsistenz zwischen formel-

len und informellen Institutionen besonders große Bedeutung für den institutionellen Wandel 

haben. Während die Interaktion sowohl Chancen als auch Risiken mit sich bringt, ist und 

bleibt die Inkonsistenz der institutionellen Entwicklung ein wichtiges Problem. Daher lautet 

die entscheidende Frage, wie das Problem der Inkonsistenz gelöst werden kann. 
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